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7. Wahlperiode 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Klein (Göttingen), Frau Dr. Walz, Benz, Dr. Hupka, 
Dr. Zimmermann, Wohlrabe und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Kabelfernsehen 


Im „Bericht der Bundesregierung über die Lage von Presse und 
Rundfunk in der Bundesrepublik Deutschland (1974)" - Druck- 
sache 7/2104 vom 15. Mai 1974 - heißt es: „Die Übertragung 
von Hörfunk- und Fernsehprogrammen über Kabel wird auf 
lange Sicht auch in der Bundesrepublik Deutschland zuneh- 
mende Bedeutung gewinnen. " 

Es ist daher notwendig, daß alle Entwicklungen und Experi- 
mente in diesem Bereich, zumal die Ausstrahlung von DDR- 
Programmen über Kabel- Versuchsanlagen, unter dem Aspekt 
der Erhaltung der Meinungsvielfalt und einer ausgewogenen 
Berichterstattung durch Rundfunk und Fernsehen von Parla- 
ment und Öffentlichkeit aufmerksam verfolgt werden. 

Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Sind Kabelfernsehen und -rundfunk (Breit-Band-Kommuni- 
kation und ähnliche Versuchsanlagen) Rundfunk? 

2. Nach welchen Kriterien unterscheidet die Bundesregierung 
Kabelfernsehen und Gemeinschaftsantennenanlagen? 

3. Welche Umstände und Überlegungen haben den damaligen 
Bundespostminister Dr. Horst Ehmke veranlaßt, das in Bre- 
mens Neuer Vahr zunächst auf zwei Monate befristete Ex- 
periment einer Kabelfernseh-Versuchsanlage bereits nach 
wenigen Tagen „auf unbestimmte Zeit" zu vertagen? 

4. Was hat dazu geführt, daß inzwischen in Nürnberg und 
Hamburg zwei neue, von der Deutschen Bundespost so be- 
zeichnete Versuchsanlagen in Betrieb genommen worden 
sind und in Düsseldorf eine weitere in absehbarer Zeit 
fertiggestellt werden soll? 

5. Welche Vorstellungen hatte die Bundesregierung bei der 
Errichtung der Versuchsanlagen in Bremen, Hamburg und 
Nürnberg? Wollte sie neben der Gewinnung von tech- 
nischen Erkenntnissen auch Erkenntnisse und Erfahrungen 
im Programmbereich sammeln? 
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6. Wer hat darüber entschieden, welche Programme in die 
Versuchsanlage Hamburg eingespeist werden; wer ist Ver- 
anstalter und Träger dieser Programme? 

7. Ist es richtig, daß die Hamburger Versuchsanlage für zwölf 
TV-Programme ausgelegt, bisher aber nur über fünf Kanäle 
verfügt worden ist und daß das Übertragungsband der 
Kabelanlage jetzt schon 28 TV-Kanäle zuläßt - und, wenn 
ja: ist die Bundesregierung gleichwohl der Auffassung, daß 
auch unter diesen Umständen das öffentlich-rechtliche 
Rundfunkmonopol aufrechterhalten werden muß, obgleich 
das Bundesverfassungsgericht eine technisch bedingte Fre- 
quenzknappheit als Voraussetzung für die Aufrechterhal- 
tung dieses Monopols ansieht? 

8. Haben Gespräche zwischen der Bundesregierung, der Deut- 
schen Bundespost, den Ländern und den Rundfunkanstal- 
ten über die Belegung der verfügbaren Kanäle der Ver- 
suchsanlage Hamburg und der anderen Versuchsanlagen 
stattgefunden? 

9. Wer ist dafür verantwortlich, und welche Gründe waren 
dafür maßgebend, daß von den angebotenen fünf Fernseh- 
programmen zwei und von den zwölf Rundfunk-Program- 
men der Hamburger Anlage vier Programme der DDR sind? 
Ist die Ausstrahlung von Programmen der DDR in diesem 
Zusammenhang vereinbar mit Artikel 3 Abs. 1 des Staats- 
vertrages über den Norddeutschen Rundfunk? Sind die 
übernommenen DDR-Programme ausgewogen im Sinne der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts? 

10. Gibt es mit der DDR irgendwelche Vereinbarungen über die 
Verbreitung von Programmen der DDR, und wann wurden 
sie ausgehandelt? 

11. Sind die im Zusammenhang mit der Wiederverbreitung von 
Fremdprogrammen entstehenden urheberrechtlichen Pro- 
bleme geklärt? 

12. Trifft es zu, daß für die Hamburger Versuchsanlage das 
SECAM-Farbsystem des DDR-Fernsehens in das PAL- 
System übersetzt wird? In welcher Anlage geschieht das? 
Wer ist Träger dieser Anlage? 

13. Ist damit zu rechnen, daß die DDR in absehbarer Zeit in 
entsprechender Weise und mit gleicher Qualität auch Fern- 
seh- und Rundfunkprogramme der ARD und des ZDF in 
ihrem Gebiet verbreiten wird oder handelt es sich hier um 
Vorleistungen der Bundesregierung? 

14. Welche Gründe vermag die Bundesregierung dafür zu 
nennen, daß die in der Versuchsanlage Hamburg zusätzlich 
zur Verfügung stehenden Kanäle für Programme der DDR 
reserviert worden sind, statt - wie Ende Oktober 1974 von 
der Arbeitsgruppe „Kabelverteilanlagen für Rundfunk" 
ausdrücklich vorgeschlagen - alle Probleme von Kabelfern- 
seh-Versuchsanlagen „unter sorgfältiger Berücksichtigung 
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anderer Kräfte in der Medienlandschaft, insbesondere der 
Zeitungs- (und Zeitschriften-) Verleger" zu behandeln? 

15. Liegen der Bundesregierung Anfragen und Anträge von 
Interessenten vor, die sich mit einem von ihnen produzier- 
ten Programm an der Versuchsanlage Hamburg oder einer 
anderen Versuchsanlage beteiligen wollen, und wäre die 
Bundesregierung bereit, solchen Anträgen zuzustimmen, 
und unter welchen Bedingungen? 

16. Aufgrund welcher Rechtsgrundlage berechnet die Deutsche 
Bundespost die in der Pressemitteilung der Pressestelle der 
Oberpostdirektion Hamburg vom 9. Dezember 1974 ge- 
nannten Gebühren? 

17. Ist die Bundesregierung bereit, den am 5. Dezember 1974 
vor der Presse in Bonn erläuterten Zwischenbericht der 
Anfang 1974 von der Bundesregierung einberufenen „Kom- 
mission für den Ausbau des technischen Kommunikations- 
systems" - KtK - den Mitgliedern des Deutschen Bundes- 
tages zugänglich zu machen? 


Bonn, den 5. März 1975 


Dr. Klein (Göttingen) 

Frau Dr. Walz 
Benz 

Dr. Hupka 

Dr. Zimmermann 

Wohlrabe 

Carstens, Stücklen und Fraktion 
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